
 
Formularservice der Stadt Hanau  

 Datenschutzhinweis: 

Die Verarbeitung der hier erhobenen personenbezogenen Daten erfolgt 

entweder auf Basis der Freiwilligkeit, auf einer Rechtsgrundlage oder ist 

unter Einhaltung anzuwendender Datenschutzgesetze zulässig. Wir 

sind verpflichtet, ausführlich über die Verarbeitung personenbezogener 

Daten zu informieren.  

Diese als Anlage beigefügten Informationen sind Bestandteil dieses 

Formulars. 
  

 

Oberbürgermeister der Stadt Hanau 

Ordnungsamt  

Allgemeines Ordnungsrecht / Gewerbe 

Steinheimer Straße 1b 

63450 Hanau 

 

Auskunft unter: 

 

Tel.: (06181) 295 - 4 55 (vormittags) 

Fax: (06181) 295 – 16 22 

E-Mail: allgemeine-gefahrenabwehr@hanau.de 

Bitte deutlich ausfüllen!  

Zutreffendes bitte ankreuzen! 

 

Antrag auf Erlaubnis für das Halten eines gefährlichen Hundes 
gemäß §§ 1, 3 der Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden (HundeVO) vom 

22.01.2003, in der jeweils gültigen Fassung 
 

   erstmaliger Antrag  gefährlicher Hund gem. § 2 Abs. 1 (Rasseliste) 

   Folgeantrag  verhaltensauffälliger Hund gem. § 2 Abs. 2 

 

I. Angaben zur Person: 

1. Antragsteller/in (NAME, Vorname): 

2. Geburtsdatum und –ort 

3. Anschrift (Straße / Hausnummer): 

 PLZ/– Wohnort: 

 Telefonnummer (tagsüber / privat):                             E-Mailadresse: 

4. Staatsangehörigkeit (freiwillige Angaben) 

  deutsch           andere ____________ 
 

II. Angaben zum Hund: 

1. Rasse (ggf. Ahnentafel beifügen):                                       1.1 Geschlecht 

                                                                                                             Rüde         Hündin 

2. Wurftag:                                                                                3. Tag der Übernahme: 

4. Name des Hundes:                                                             4.1 Chip-Nummer: 

5. Bei verhaltensauffälligen Hunden ausführliche Beschreibung des Vorfalls (z.B. Beißvorfall): 
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III. Angaben zum Vorbesitzer bzw. Züchter: 

Anschrift:                      Vorbesitzer                Züchter 

NAME, Vorname: 

Straße / Hausnummer: 

PLZ / Wohnort: 

V. Angaben zur Unterbringung (betrifft nur Hunde ohne positiven Wesenstest - § 10 Abs. 3), 
     Aufsichtsperson(en): 

1. Die für das Halten des gefährlichen Hundes dienenden Räumlichkeiten und Einrichtungen 

ermöglichen eine ausbruchsichere Unterbringung, so dass die körperliche Unversehrtheit von 

Mensch und Tier gewährleistet ist. Der Hund ist / soll wie folgt untergebracht werden (kurze 

Stellungnahme): 

 

 

 

 

2. Die Person, die den gefährlichen Hund führt, muss gem. § 8 Abs. 2 das 18. Lebensjahr vollendet 

haben, die Sachkunde nachgewiesen haben sowie körperlich und geistig in der Lage sein, den Hund 

sicher zu führen.  

Außer der Antragstellerin oder des Antragstellers sollen nachstehend namentlich benannte Personen 

den Hund außerhalb des eingefriedeten Besitztums sowie in Häusern mit mehreren Wohnungen 

außerhalb der Wohnung führen:  

IV. Angaben zum letzten Wesenstest / zur letzten Erlaubnis 
          (soweit es sich nicht um einen erstmaligen Antrag handelt): 

 

   letzter Wesenstest durchgeführt am: ______________,  
 

         durch: _______________________________.(Name des/der Sachverständigen) 
 

   (letzte) Erlaubnis erteilt am: ____________ befristet bis zum______________, 
 

         erteilt durch: ___________________________.(Angabe der Ordnungsbehörde) 

 

V. Erklärung zur persönlichen Zuverlässigkeit:  

Ich versichere durch meine Unterschrift, dass ich nicht 

 

1. wegen vorsätzlichen Angriffs auf Leben oder Gesundheit, Vergewaltigung, Zuhälterei, Land- oder 

Hausfriedensbruch, Widerstand gegen die Staatsgewalt, einer gemeingefährlichen Straftat oder 

einer Straftat gegen das Eigentum oder Vermögen rechtskräftig verurteilt wurde; 

2. mindestens zweimal wegen einer im Zustand der Trunkenheit begangenen Straftat oder 

3. wegen einer Straftat gegen das Tierschutzgesetz, das Waffengesetz, das Gesetz über die Kontrolle 

von Kriegswaffen, das Sprengstoffgesetz, das Bundesjagdgesetz oder das Betäubungsmittelgesetz 
 

verurteilt wurde bzw. dass seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung bereits fünf 

Jahre vergangen sind. 
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Ich versichere weiterhin, dass 

1. ich nicht wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften des Tierschutzgesetzes, des Waffengesetzes, 

des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen, des Sprengstoffgesetzes, des Bundesjagdgesetzes, 

des Betäubungsmittelgesetzes oder gegen die Vorschriften dieser Verordnung verstoßen habe; 

 

2. ich weder alkoholsüchtig, rauschmittelsüchtig, geisteskrank oder geistesschwach bin. 
 
Entgegenstehende Angaben: 
 
 
 
 

VII. Vorzulegende Unterlagen: 

 

1. Vorlage eines aktuellen polizeilichen Führungszeugnisses (Belegart „O“), 

2. Sachkundenachweis (entfällt, falls dieser der Behörde bereits im Rahmen eines früheren 

Erlaubnisverfahrens für den selben Hund vorgelegt wurde), 

3. aktuelle positive Wesensprüfung, 

4. Nachweis über das Anbringen eines elektronisch lesbaren Chip am Hund (§ 12), 

5. Nachweis einer Hundehaftpflichtversicherung in Höhe von mind. 500.000 Euro, 

6. Nachweis der fristgerechten Zahlung fällig gewordener Hundesteuer, 

7. Lichtbild des Hundes (digitales Foto) 

 

Benachrichtigung nach § 18 (2) Hessisches Datenschutzgesetz 
 

Alle in diesem Antrag enthaltenen Daten (z. B. Name, Vorname, Geburtsdatum, Wohnanschrift der 

Halterin/des Halters, Rasse, Geschlecht, Wurftag des Hundes werden zur Durchführung der 

Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden elektronisch gespeichert. 

Ort, Datum Unterschrift Antragsteller/in 

Mir ist bekannt, dass die Erlaubnis befristet erteilt wird bzw. erteilt werden kann und mit Auflagen oder 

Bedingungen verbunden werden kann. Die Erlaubnis kann jederzeit widerrufen werden, wenn eine 

Voraussetzung für ihre Erteilung weggefallen ist. 

 

Ich bestätige hiermit, dass alle meine Angaben, einschließlich der Erklärung unter VI. der Wahrheit 

entsprechen und ich alle diesbezüglichen Änderungen unverzüglich der Behörde mitteilen werde. 

Ort, Datum Unterschrift Antragsteller/in 

 

Hinweis: 

Ihr Antrag wird nicht bearbeitet, wenn die fälligen Gebühren nicht bezahlt sind. 

Bei Erstanträgen werden gem. § 16 des Hess. Verwaltungskostengesetz Bearbeitungsgebühren in Höhe der 

Hälfte der gesamten Kosten fällig. Die Bearbeitungsgebühren bei Erstanträgen belaufen sich auf 68,50 Euro 

(137, – Euro insgesamt). 

Die Gebühren für Verlängerungsanträge betragen insg. 110, – Euro. Die Hälfte der Bearbeitungsgebühren in 

Höhe von 55, –- Euro sind ebenfalls vorab zu bezahlen. 

Die restlichen Gebühren werden fällig, sobald alle Voraussetzungen zur Erteilung vorliegen und sind vor 

Aushändigung der Erlaubnis zu entrichten. 

 

(Stand: Oktober 2023) 
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Datenschutzinformationen 

(Informationspflicht nach Art. 13 DS-GVO bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person) 

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten und die Ihnen nach den datenschutzrechtlichen 
Regelungen zustehenden Ansprüche und Rechte. Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, rich-
tet sich maßgeblich nach den jeweils von Ihnen in Anspruch genommenen Angeboten und Verwaltungsdienstleistungen. 

Der Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ist ein Grundrecht. Gemäß Art. 8 Abs. 1 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union sowie Art. 16 Abs. 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) hat 
jede Person das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten. Zudem ist das allgemeine Persönlichkeitsrecht in 
Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland als Schutz der Menschenwürde ver-
ankert. Diese Grundrechte schützen die Privatsphäre der Menschen und garantieren das Recht des Einzelnen, selbst über die Preisga-
be und Verwendung seiner Daten bestimmen zu können. Hierzu gehören Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse wie 
die Anschrift, das Geburtsdatum, die Ausbildung, die Staatsangehörigkeit oder den Beruf und Arbeitgeber. Man spricht in diesem 
Zusammenhang von personenbezogenen Daten. 

Rechtsgrundlagen zur Wahrung dieser datenschutzrechtlichen Ziele sind die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung, nachfolgend: DS-GVO) in Verbindung mit 
dem Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG). 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 

Dem oder der Verantwortlichen der Kommune bzw. den Verantwortlichen der datenverarbeitenden Stellen (den Ämtern, Fachberei-
chen oder Eigenbetrieben der Stadt Hanau) obliegt bzw. obliegen die Verantwortung und Haftung, dass die Verarbeitungstätigkeiten 
im Einklang mit der DS-GVO stehen.   

Verantwortliche Stelle: Datenschutzbeauftragter: 

Der Oberbürgermeister Magistrat der Stadt Hanau 
Magistrat der Stadt Hanau Behördlicher Datenschutzbeauftragter 
Am Markt 14-18, 63450 Hanau Am Markt 14-18, 63450 Hanau 

 +49 6181 295-0  +49 6181 295-8000 
   datenschutz@hanau.de 

Betroffene Personen können sich bei Bedarf und zur Wahrung Ihrer Rechte direkt an den behördlichen Datenschutzbeauftragten 
wenden. Ein Antrag auf Auskunft gem. Art. 15 DS-GVO über die Verarbeitung von personenbezogene Daten kann schriftlich an den 
Behördlichen Datenschutzbeauftragten der Stadt Hanau gerichtet werden (Siehe dazu auch Punkt 10). 

2. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage? 

Personenbezogene Daten dürfen nur dann verarbeitet werden, wenn die Verarbeitung auf Grundlage einer Rechtsvorschrift (Gesetz) 
erfolgt, die DS-GVO in Verbindung mit dem HDSIG es zulassen oder wenn die oder der Betroffene ihre oder seine Einwilligung dazu 
gegeben hat. Der Zweck der Verarbeitung richtet sich nach den von Ihnen in Anspruch genommenen Angeboten und Verwaltungs-
dienstleistungen. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist immer an den Zweck ihrer Erhebung und Verarbeitung gebun-
den. Eine Änderung des Zwecks ist nur mit Ihrer Einwilligung oder nach rechtlichen Vorgaben statthaft. Durch die Ämter der Stadt-
verwaltung Hanau werden vielfältige personenbezogene Daten verarbeitet. Sie sind bei der Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten auf die Einhaltung spezialfachlicher oder der geltenden Datenschutzvorschriften verpflichtet. 

3. Wer bekommt meine Daten bzw. wer kann meine Daten einsehen? 

Innerhalb der Stadtverwaltung Hanau erhalten diejenigen Stellen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung der in Anspruch genommenen 
Angebote und Verwaltungsdienstleistungen benötigen. Auch von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DS-GVO) können zu 
diesen genannten Zwecken Daten erhalten bzw. einsehen. Auftragsverarbeiter sind dabei Service-Dienstleister, auch für Wartungsar-
beiten und vergleichbaren Hilfstätigkeiten, deren wir uns zur Erfüllung dieser Zwecke bedienen und mit denen gem. Art. 28 Abs. 3 DS-
GVO entsprechende Verträge zur Auftragsverarbeitung abgeschlossen sind. Im Wesentlichen handelt es sich hierbei um die ekom21 – 
KGRZ Hessen (Körperschaft des öffentlichen Rechts), Carlo-Mierendorff-Straße 11, 35398 Gießen sowie das IT-ServiceCenter Hanau 
der BeteiligungsHolding Hanau GmbH, Ulanenplatz 5, 63452 Hanau. 

Zusätzlich können Daten an Dritte, wie andere Behörden oder Einrichtungen, übermittelt werden. Diese Übermittlungen erfolgen nur 
nach rechtlichen Grundlagen und Verpflichtungen; so werden beispielsweise Daten nach dem Hessischen Meldegesetz zum Zwecke 
des Einzugs der Rundfunkbeiträge nach dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag an die ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice über-
mittelt. 

4. Werden Daten in ein Drittland übermittelt? 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten (Staaten außerhalb der Europäischen Union) findet nicht statt. 
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5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 

Die Dauer der Speicherung ist abhängig von den in Anspruch genommenen Angeboten und Verwaltungsdienstleistungen. Die Spei-
cherung kann zudem durch eine Archivierungsfrist gem. einer Rechtsgrundlage bestimmt sein. 

6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

Grundsätzlich stehen Ihnen gem. der Art. 12 bis 23 DS-GVO umfangreiche Rechte zu. Auszugsweise sind dies:  

 das Recht auf transparente Information (Art. 12 DS-GVO) 
 die Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten (Art. 13, 14 DS-GVO) 
 das Auskunftsrecht der betroffenen Person (Art. 15 DS-GVO) 
 das Recht auf Berichtigung (Art. 16 DS-GVO) 
 das Recht auf Löschung ("Recht auf Vergessenwerden") (Art. 17 DS-GVO) 
 das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DS-GVO) 
 das Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DS-GVO) 
 ein Widerspruchsrecht (Art. 21 DS-GVO) 
 das Recht, die oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten anzurufen (§ 33 Abs. 3 HDSIG) 

In Abhängigkeit rechtlicher Grundlagen können einzelne Rechte nicht zur Anwendung gelangen, wie beispielsweise das Recht auf 
Löschung Ihrer personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit dem Bundes- bzw. dem Hessischen Meldegesetz (HMG). 

7. Besteht für mich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 

Auf Grund rechtlicher Bestimmungen, wie dem Hessischen Meldegesetzes (HMG), kann eine Pflicht bestehen, personenbezogene 
Daten mitzuteilen. Dabei müssen nur diejenigen personenbezogenen Daten bereitgestellt werden, die für die Begründung, Durchfüh-
rung und ggf. Beendigung eines Angebotes oder einer Verwaltungsdienstleistung erforderlich oder zu deren Erhebung wir gesetzlich 
verpflichtet sind. Besteht keine Pflicht der Bereitstellung, erfolgt die Verarbeitung der personenbezogenen Daten auf Grundlage der 
Einwilligung. 

8. Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall? 

Zur Begründung und Durchführung der Angebote und Verwaltungsdienstleistungen nutzen wir grundsätzlich keine automatisierte 
Entscheidungsfindung gemäß Art. 22 DS-GVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, sind wir verpflichtet, Sie hierüber 
zu informieren. 

9. Kontaktdaten der Aufsichtsbehörde  

Grundsätzlich besteht nach Art. 77 DS-GVO das Recht der Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn Sie der Ansicht sind, dass die 
Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die DS-GVO verstößt.  Die Aufsichtsbehörde ist erreichbar unter: 

Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Gustav-Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden 

 +49 611 1408-0 
 poststelle@datenschutz.hessen.de 

10. Auskunftsersuchen nach Art. 15 DS-GVO 

Sind Ihnen die zuvor gemachten Angaben nicht hinreichend umfassend und wünschen Sie detaillierte Informationen nach Art. 13 DS-
GVO für das oder die von Ihnen in Anspruch genommenen Angebote und Verwaltungsdienstleistungen, bitten wir Sie einen Antrag 
auf Auskunft gem. Art. 15 DS-GVO über die Verarbeitung von personenbezogene Daten zu stellen. Dieser Antrag ist aus Gründen der 
„Rechenschaftspflicht“ bzw. „Pflicht zur Dokumentation“, schriftlich an den Behördlichen Datenschutzbeauftragten der Stadt Hanau 
zu richten. Bei der Antragsstellung bitten wir Sie uns mitzuteilen, für welche in Anspruch genommenen Angebote und Verwaltungs-
dienstleistungen das Auskunftsersuchen gilt. Eine Kopie der Auskunft ist für Sie kostenfrei und wird innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrags zur Verfügung gestellt. Diese Frist kann um weitere zwei Monate verlängert werden, wenn dies unter Berück-
sichtigung der Komplexität und der Anzahl von Anträgen erforderlich ist. In diesem Fall unterrichten wir Sie innerhalb eines Monats 
nach Eingang des Antrags über eine Fristverlängerung, zusammen mit den Gründen für die Verzögerung. 

Magistrat der Stadt Hanau 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter 
Am Markt 14-18, 63450 Hanau 

 +49 6181 295-8000 
 datenschutz@hanau.de 
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